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88 I KASSENFÜHRUNG 
Entscheidungstindung in Stiftungsräten 
Schweigepflicht schützt auch 
die Vorsorgeeinrichtungen 
IN KÜRZE 
Vorsorgeeinrichtungen müssen 
unter anderem rechtlich 
verselbständigt sein, weil der 
Einfluss der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmerverbände möglichst 
gering gehalten werden soll. 
Stiftungsräte sind demnach 
gesetzlich verpflichtet, in vielen 
Punkten auch gegenüber 
Arbeitgeber respektive Arbeit-
nehmerverbänden Schweigen 
zu bewahren. 
Thomas Gächter 
Prof. Dr. iur. , 
Stiftungsrat BVK 
(Arbeitnehmervertreter) , 
Lehrstuhl für Staats- , 
Verwaltungs- und 
Sozialversicherungsrecht 
(Universität Zürich) 
ln seinem Beitrag «Zu weitgehende Schweigepflicht» («Schweizer 
Personalvorsorge» 4/16) kritisiert Jorge Serra die Schweigepflichten, 
denen Stiftungsräte unterstehen. Namentlich die BVK lege diese 
Bestimmung zu weit aus. Die Kritik hat zwar einen zutreffenden Kern . 
Das im genannten Beitrag vertretene Verständnis der Rolle der Stiftungs-
räte und ihrer Schweigepflichten findet im Gesetz allerdings keine Stütze. 
Oie Sozialpartnerschaft find et als wichti-
ges Element der berufli chen Vorsorge 
ihren Ausdruck vor allem in der paritäti-
schen Besetwng des obersten O rgans. 
Laut An. 51 Abs. 3 BVG wählen di e Ver-
sicherten ihre Vertreter im obersten O r-
gan unmittelbar oder durch Delegierte. 
Das oberste O rgan nimmt die Gesamt-
leitung der Vorsorgeeinrichtung wahr 
und verfügt von Gesetzes wegen über 
eine ganze Reihe unübem agbarer und 
unentziehbarer Aufgabe n (Art. 5 l a 
Abs. 2 BVG). Seine Mi tglieder haften 
persönlich für all fälligen Schaden, den 
sie der Vorsorgeeinrichtung absichtlich 
oder fahrlässig zufügen (Art. 52 Abs. 1 
BVG) . Welche Rolle kommt nun den 
gewählten Vertretern genau ZLI und in-
wiefern sind sie auch gegenüber ihren 
Verbänden und Arbeitgebern zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet? 
Vertreter, nicht Delegierte 
Jorge Serra beklagt, dass eine eng aus-
gelegte Schweigepflicht (Art. 86 BVG) 
wichtige Rücksprachen der Stiftungsräte 
mit ihren eigenen Arbeitgebern und den 
Arbeitnehmerorganisationen verhindert. 
Sowohl Arbeitgeber wie Verbände müss-
ten im Voraus wissen, wohin die Pensi-
onskasse steuert. Namendich seien die 
Arbeitnehmerorganisationen ZLI invol-
vieren, weil sie berechtigte Interessen der 
Versicherten wahrnehmen. 
Serra verkennt, dass es die Stiftungs-
räte als gewählte Vertre ter sind , welche 
die berechtigten Interessen zu wahren 
haben, nicht die - ausserhalb der Vorsor-
geeinrichtung stehenden - Arbeitneh-
merorga nisa ti onen oder Arbeitgeber. 
O ie Stiftungsräte sind nicht Delegierte 
vo n Verbänden und Arbeitgebern , son-
dern deren Vertreter. Sie sind gesetzlich 
zu eigenständigem und unabhängige m 
Verhalten verpflichtet, ve rfüge n über 
gesetzlich zugewiesene un übertragbare 
Pflichten und sind für ihr H andeln per-
sönlich veran twortlich. Dass Serra dies 
als Vertreter einer Arbeitnehmerorgani-
sation anders sieht, leuchtet politisch ein , 
ist rechdich aber nicht haltbar. 
Vorsorgeeinrichtungen müssen unter 
anderem gerade deshalb rechtlich ver-
selbständigt sein , weil der Einfluss der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmerver-
bände auf di e Geschäftstätigkeit mög-
lichst gering gehalten werden soll. N icht 
die Interessen dieser Aussenstehenden, 
sondern die Interessen der Vorsorgeein-
richtung und ihrer Versicherten sind für 
den Stiftungsrat massgeblich, hierfür ste-
hen die einzel nen Stiftungsrätinnen und 
Stiftungs räte in der Pflicht. 
Schweigepflicht als Schutz 
der Vorsorgeeinrichtung ... 
Ein H auptzweck der Verselbständi-
gungspflicht für Vorsorgeeinrichtungen 
öffentli ch-rechdieher Körperschaften, 
wie sie sich seit 201 4 ausdrückli ch im 
Gesetz find et (Art. 48 Abs. 2 BVG), be-
steht denn auch darin, diese externen 
politischen Einflüsse zu minimieren und 
im Wesentlichen auf die Wahl der Ver-
treter im Stiftungs rat zu beschränken. 
Genau dieser Gedanke stand auch Pate, 
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als im Kanton Z üri ch vor rund dreizehn 
Jahren grundsätzli ch die Verselbständi-
gung der BVK in der Form einer privat-
rechtlichen Stiftung beschlossen wurde. 
Es ist kein Zufall, dass di e Schweige-
pHiehr im BVG weiter gefasst ist als in 
anderen Sozialve rsicherungszwe igen. 
Das oberste O rgan einer Vorsorgeein-
richtung verfügt über einen erheblichen 
Gestaltungss pielraum für di e eigene 
Kasse und ist lediglich an di e Mindest-
vorgaben des BVG gebunden. D a seine 
Entscheide wesentliche Auswirkungen 
auf di e angeschlossenen Arbeitgeber und 
versicherten Arbeitnehmer haben, ist es 
umso wichtiger, dass sie unabhängig von 
äusserem Druck und interessengeleiteter 
EinHussnahme geHillt werden können. 
Die BVKhat den Umfang der Schwei-
gepHiehren gutachterlieh abklären lassen 
(s iehe Kasten). Dass di ese PHiehren in 
den Vorso rgeeinrichtungen, in denen 
Serra tätig ist, offenbar anders «gelebt» 
werden und es das «Normalste der Welt» 
sei, Stiftungs ratsgeschäfte auch ausser-
halb des Stiftungs rats zu diskutieren, 
läss t aufh orchen. Selbst das zweite G ut-
achten, dessen Fragestellung - nota bene 
in Rücksprache mit Vertretern des 
VlJOO und anderer Personalverbände -
darauf ausgerichtet war, den maximalen 
H andlungsspielraum der Stiftungsräte 
auszuloten, kam zum Schluss, dass diese 
über al le konkreten Geschäfte der Vor-
so rgeeinrichtung Stillschweigen gegen-
Rechtsgutachten zur Schweige-
pflicht gemäss Art. 86 BVG 
Oie Rechtsgutachten, die von Dr. Isabel le 
Vetter-Schreiber und Prof. Dr.lsabelle Häner 
zum Umfang der Schweigepflich t zuhanden 
der BVK erstellt wurden, kamen beide zum 
Schluss, dass die gesetzliche Umschre ibung 
der Schweigepflicht (sehr) weit zu verstehen 
ist und sich nicht nur auf persönl iche Daten 
von Versicherten und Ähnliches bezieht, 
sondern auf sämtliche Geschäftsvorfälle in-
nerhalb einerVorsorgeein richtung, die nicht 
öffentlich bekannt sind oder deren Bekannt-
gabe nicht gesetzlich oder durch einen ent-
sprechenden Entscheid gerechtfertigt ist. 
Namentlich ist es den Mitgl iedern des Stif-
tungsrats nicht gestattet, sich mit aussen-
stehenden Dritten über konkrete Geschäfte 
des Stiftungsrats auszutauschen. Auch das 
Abstimmungsverhalten im Stiftungsrat, und 
zwar auch das eigene, unterliegt grundsätz-
lich der Schweigepflicht. 
über Dritten zu wahren haben. Stif-
tungsräte dürfen sich demnach - straf-
und sanktionslos- nur dann mit Dritten 
über konkrete Geschäftsvorgänge aus-
tauschen, wenn Tatsachen bereits be-
kannt sind, D aten und Informationen 
auf der G rundlage vo n Art. 86a und 
Art. 86b BVG weitergegeben werden 
oder eine ausdrückli che Ermächtigung 
durch den Stiftungs rat vorliegt. 
... und als Last 
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Z ul ässigen liegt. Vielmehr müsste der 
Gesetzgeber den Umfang der Schweige-
pHiehr in Art. 86 BVG so umschreiben, 
dass den berechtigten Interessen der 
gewählten Stiftungsrätinnen und Stif-
tungs räte und ihrer Wählerinnen und 
Wähler Rechnung gerragen wird. 
Selbst wenn der Bundesgesetzgeber 
aber di e Schweigepflichten für Stiftungs-
räte lockern und ihnen damit die Kom-
munikation mit ihrer 
Wählerschaft erleich-
gewählter Vertreter 
Dass diese Schwei-
gepHiehr für die Ver-
treter im Stiftungsrat 
eine eigentli che Las t 
bedeutet, lässt sich aus 
der Perspektive eines 
Arbei tnehmerve rtre-
ters im Stiftungsrat der 
BVK bestätige n . In 
d en letzten Jahren 
«Es ist nachvollziehbar, tern sollte: Vom Sys-
temgrundsatz, dass die 
gewä h I ten Vertreter 
unabhängig von Ar-
beitgebern und Arbeit-
nehmerverb;inden ent-
scheiden können und 
entscheiden müssen, 
wird er im Interesse ei-
ner nachhaltigen Si-
dass die Versicherten 
(das heisst die Wählerinnen 
und Wähler) wissen wollen, 
wie man sich selbst zu 
den einzelnen Geschäften 
gestellt und votiert hat." 
mussten einschneidende Entscheide ge-
fä llt werden. Es ist nachvollziehbar, dass 
die Versicherten (das heisst die Wählerin-
nen und Wähler) wissen wollen , wie man 
sich selbst zu den einzelnen Geschäften 
gestellt und votiert hat. 
In kl einen Vorsorgeeinrichtungen, in 
denen die Versicherten ihre Vertretung 
persönlich kennen , mag aufgrund des 
persönlichen Vertrauensverh äl rni sses 
keine detailli erte Rechenschaft erforder-
lich sein. In einer Vorsorgeeinrichtung 
wie der BVK, in der über 8 1 000 Versi-
cherte aktiv wahlberechtigt sind , besteht 
dagegen ein hoher Bedarf nach Transpa-
renz. O ie Vertreterinnen und Vertre ter in 
einer solchen Vorsorgeeinrichtung befin-
den sich damit in der unangenehmen 
Siruatio n, auch Stiftungs ratsentscheide 
mittragen zu müssen, denen sie mögli-
cherweise nich r zugestimmt haben, ohne 
diese Position - bezogen auf das kon-
krete Geschäft - klar benennen zu dür-
fen. Das ohnehin schwierige Mandat ei-
ner Arbeitnehmervertretung im Stif-
tungs rat wird durch die gesetzli ch 
auferlegten SchweigepHiehren nicht at-
traktive r! 
Es besteht also H andlungsbedarf. 
D och liegt der Ball - anders als Serra in 
seinem Beitrag suggeriert - nicht etwa 
bei einzelnen Vorso rgeeinrichtungen , 
sondern beim Bundesgeserzgeber. Die 
Lösung kann nicht darin liegen, eine 
Praxis zu leben , d ie jenseits des gesetzlich 
cherung des Zwecks 
der 2. Säule nicht abweichen. Schweige-
pHiehren gegenüber di esen Dritten wird 
es weiterhin geben müssen. Und das ist 
auch richtig so. I 
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